


Textliche Festsetzungen 

zum Bebauungsplan Nr. 325 
- Norf, Stiegergasse - 

Redaktionelle Anmerkung: Rechtskraft 17.02.2012 Es gilt die BauNVO 1990 

1. Art der baulichen Nutzung  

Die in § 3 Abs. 3 Baunutzungsverordnung (BauNVO) vorgesehenen Ausnahmen sind gemäß  
§ 1 Abs. 6 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplans. 

Garagen, überdachte Stellplätze (Carports) und Stellplätze sind gemäß § 12 Abs. 6 BauNVO nur 
innerhalb der überbaubaren Fläche und auf den hierfür besonders ausgewiesenen Flächen zu-
lässig. 

2. Maß der baulichen Nutzung 

Gemäß § 16 Abs. 3 BauNVO ist die Wandhöhe der Wohnhäuser (=Traufhöhe) im WR I - Gebiet 
auf maximal 4,0 m und im WR II - Gebiet auf max. 6,0 m, gemessen vom höchsten Punkt der 
nächstgelegenen Erschließungsanlage, festgesetzt. Traufhöhe ist der äußere Schnittpunkt von 
Außenwand und Dachhaut bzw. bei Flachdachgebäuden der obere Wandabschluss. Die First-
höhe beträgt im WR I- Gebiet max. 8,5 m, im WR II g - Gebiet max. 10,5 m, jeweils gemessen 
vom höchsten Punkt der nächstgelegenen Erschließungsanlage. 

Gemäß § 9 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) sind die Vorgärten soweit aufzufüllen, dass sie die 
Höhenlage der dazugehörigen Gehwegoberkante / Erschließungsanlage übernehmen. 
Abgrabungen sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 nicht zulässig. 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB sind im WR I - Gebiet nur Wohngebäude mit maximal zwei 
Wohnungen zulässig. 

3. Beseitigung von Niederschlagswasser 

Gemäß § 51 a Landeswassergesetz NRW in Verbindung mit § 9 Abs. 4 BauGB ist das Nieder-
schlagswasser der Dachflächen und sonstigen befestigten Flächen auf dem Grundstück zu 
versickern. 

4. Grünordnerische Maßnahmen 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nrn. 20 und 25 BauGB sind folgende Maßnahmen festgesetzt: 

4.1 Pflanzmaßnahmen innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen 
Innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen sind mindestens 6 standortgerechte Laubbäume  
I. Ordnung (z.B. Ahorn, Eiche, Esche, Linde; Pflanzqualität: mind. 18 cm Stammumfang) zu 
pflanzen. Je Baum ist eine offene und zu begrünende Bodenfläche von mind. 6 qm vorzusehen. 

4.2 Pflanzmaßnahmen auf den privaten Grundstücksflächen 
Auf den gemeinsamen gartenseitigen Grundstücksgrenzen sind als Gemeinschaftspflanzungen 
sowie an den im Bebauungsplan festgesetzten Stellen standortgerechte Hecken (z.B. Eibe, 
Hainbuche, Liguster; Pflanzqualität: Höhe mind. 80/100 cm, mit drei Pflanzen je lfd. Meter) 
anzulegen und dauerhaft als Sichtschutzpflanzung in einer Endhöhe von 1,70 m bis 2,00 m zu 
erhalten. 



5. Örtliche Bauvorschriften  

Gem. § 86 Bauordnung Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit § 9 Absatz 4 Baugesetzbuch sind 
folgende örtliche Bauvorschriften festgesetzt: 

Dachgauben und Zwerchhäuser sind nur in den unteren 2/3 der Dachfläche zulässig. Die Summe 
der Dachgauben und Zwerchhäuser darf 2/3 der jeweiligen Trauflänge des Hauses nicht über-
schreiten. 

Es ist nur eine anthrazitfarbene oder dunkelgraue, nicht hochglänzende Dacheindeckung 
zulässig. 

Als Fassadenmaterial ist nur Putz, Mauerwerk/Ziegel oder Holzverschalung zulässig. Einzelne 
Fassadenteile sind in Schiefer oder Beton zulässig. 
Solaranlagen sind zulässig. 

Die Vorgärten sind, mit Ausnahme der Zuwegung, Zufahrten und der Abfallbehälter, unversiegelt 
zu belassen und zu begrünen. Abfallbehälter sind mit Hecken, insbesondere in Richtung der 
öffentlichen Verkehrsfläche, einzufassen und zur öffentlichen Verkehrsfläche hin zu schließen. 
Sonstige Nebenanlagen sind im Vorgartenbereich nicht zulässig. Die Vorgärten sind nur mit 
einem Rasenkantstein oder einer Hecke einzufrieden. Zäune und Mauern sind nicht zulässig. 

An öffentlichen Verkehrsflächen im Bereich des Hausgartens ist nur eine Einfriedung als Hecke 
oder als Kombination von Hecke (straßenseitig) und durchgrüntem Zaun (gartenseitig und max. 
1,80 m hoch) zulässig. 

6. Hinweise 

Das Plangebiet liegt im Einzugsgebiet E Illb der Wassergewinnungsanlage „Im Rheinbogen“. 

Das Plangebiet ist in der ordnungsbehördlichen Verordnung vom 23.04.2007 der Bezirks-
regierung Düsseldorf, in Kraft getreten am 15.06.2007, zur vorläufigen Sicherung des Über-
schwemmungsgebiets des Rheins zumindest teilweise als überschwemmungsgefährdetes Gebiet 
dargestellt. 

Baugrundrisiken (Kampfmittel, Erdbeben, Altlasten, Altstandorte, Altablagerungen, Bodendenk-
mäler, etc.) sind vom Bauherrn eigenverantwortlich zu prüfen. Aufgrund des geringen Grund-
wasserflurabstands besteht die konkrete Gefahr der Gebäudevernässung. 

Der ausgekofferte Oberboden soll entsprechend § 7 Bundesbodenschutzgesetz bzw.  
§ 12 Bundesbodenschutzverordnung vorrangig auf den betreffenden Flächen bzw. im  
direkten Umfeld verwertet werden. 


